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Sachgebiet 78 


Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Agrarpolitik 

Die von der SPD und der FDP getragene Bundesregierung ist 
fast ein Jahr im Amt. Die in dieser Zeit von der Bundesregie- 
rung betriebene Wirtschafts-, Finanz-, Konjunktur-, Gesell- 
schafts- und Agrarpolitik hat unmittelbar negative Auswirkun- 
gen für die deutsche Landwirtschaft ausgelöst. Die Bundes- 
regierung hat von den von ihr mit großem Aufwand angekün- 
digten agrarpolitischen Maßnahmen bisher kaum eine verwirk- 
licht. Die Mehrzahl der Landwirte ist angesichts der allgemein- 
wirtschaftlichen Entwicklung und wegen der wirtschaftlichen 
Situation in der Landwirtschaft äußerst besorgt. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung das seit Dezember 1969 
festzustellende Sinken der Erzeugerpreise für zahlreiche 
landwirtschaftliche Produkte und das gleichzeitige An- 
steigen der Einkaufspreise landwirtschaftlicher Betriebs- 
mittel und Löhne im Lichte ihrer Aussage in der Regie- 
rungserklärung vom 28. Oktober 1969, daß sich die Land- 
wirtschaft zu einem gleichrangigen Teil unserer modernen 
Volkswirtschaft entwickeln soll, „der an der allgemeinen 
Einkommens- und Wohlstandsentwicklung in vollem Um- 
fange teilnimmU? 

2. Erkennt die Bundesregierung an, daß infolge der gestie- 
genen Kosten eine rentable Landwirtschaft auch in gut 
strukturierten Betrieben nur durch eine der allgemeinen 
Preis- und Lohnentwicklung angepaßte Anhebung der 
Agrarpreise aufrecht erhalten werden kann? 

3. Hält die Bundesregierung an ihrer Aussage im Jahreswirt- 
schaftsbericht 1970 fest, nach der „es für den Landwirt 
zweitrangig sein dürfte, ob sich das wirtschafts- und sozial- 
politisch notwendige Einkommen aus überhöhten Preisen 
auf Kosten des Verbrauchers oder aus niedrigeren Preisen 
zu Lasten des öffentlichen Haushalts herleiteL'? 

4. Kann die Bundesregierung angeben, wie sich in überschau- 
barer Zukunft Preise und Posten für die deutsche Landwirt- 
schaft entwickeln werden? 
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5. Ist die Bundesregierung bereit, bei den bevorstehenden 
Preisverhandlungen im Ministerrat in Brüssel im Rahmen 
der allgemeinen notwendigen Preiserhöhung für Agrar- 
produkte vor allem für eine merkliche Anhebung der Futter- 
getreidepreise einzutreten und dafür zu sorgen, daß auch 
im Interesse der Herstellung des Marktgleichgewichts bei 
Milch und Milchprodukten der Rinderorientierungspreis 
angehoben wird; und ist die Bundesregierung auch bereit, 
diese Forderungen durchzusetzen? 

6. Wird die Bundesregierung die Bestrebungen der EG-Kom- 
mission auf Änderung der Qualitätsbestimmungen bei Ge- 
treide ablehnen und wird sie einer Änderung der Interven- 
tionsbestimmungen für Getreide, die sich vor allem in 
marktfernen Gebieten erzeugerpreismindernd auswirkt, 
gleichfalls widersprechen? 

7. Kann die Bundesregierung eine plausible Erklärung dafür 
geben, warum seit ihrem Amtsantritt trotz sinkender Er- 
zeugerpreise für Agrarprodukte die Nahrungsmittelpreise 
für die Verbraucher angestiegen sind und steht diese Ent- 
wicklung nicht im krassen Gegensatz zu den Voraussagen 
der Bundesregierung, wonach aufwertungsbedingt die deut- 
schen Verbraucher in den Genuß sinkender Preise für Nah- 
rungsmittel kommen können und sind die Verbraucher nicht 
getäuscht worden? 

8. Weist die im Jahreswirtschaftsbericht 1970 enthaltene Aus- 
sage (zitiert in Frage 3) der Bundesregierung darauf hin, 
daß sie in einer erweiterten EWG dem britischen Agrar- 
stützungssystem oder einer Variante davon positiv gegen- 
übersteht oder welche Vorstellungen hat sie sonst zu einer 
möglichen Änderung des bisherigen Agrarsystems in der 
EWG? 

9. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung, um die 
negativen Auswirkungen möglicher weiterer Wechselkurs- 
änderungen auf die Landwirtschaft zu verhindern und 

a) wie will die Bundesregierung bei einer evtl. Einführung 
einer größeren Flexibilität im internationalen Wäh- 
rungssystem schädliche Auswirkungen auf das deutsche 
Agrarpreisniveau und das EWG-Abschöpfungssystem 
verhindern und 

b) ist die Bundesregierung noch der Auffassung, daß die in 
den aufwertungsbedingten Verlustausgleich für die 
Landwirtschaft einkalkulierte Preissenkung bei Be- 
triebsmitteln in Höhe von rd. 100 Millionen DM einge- 
treten ist, oder ist sie der Auffassung, daß die Preise 
für Betriebsmittel im Gegenteil beträchtlich angestiegen 
sind und 

c) wie gedenkt die Bundesregierung die durch den degres- 
siven Abbau des Aufwertungsausgleichs entstehenden 
Einnahmeverluste der Landwirtschaft auszugleichen und 
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die in der Zwischenzeit eingetretene Kaufpreisminde- 
rung des Flächenausgleichs aufzufangen? 

10. Hält die Bundesregierung es für ein ausgewogenes Verhält- 
nis, wenn sie beschlossen hat, den Ansatz für den Bundes- 
haushalt für 1971 um über 12% zu erhöhen, die Ansätze 
für einzelne Bundesressorts bis zu 40 % anzuheben, wäh- 
rend für den Bereich der nationalen Agrarpolitik lediglich 
eine Anhebung von rund 2,7 % vorgesehen ist, obwohl bei 
den Ausgaben für Marktordnungen erhebliche Einsparun- 
gen gegenüber dem Haushaltsansatz 1970 vorgenommen 
werden können? 

11. Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, wie 
hoch die den landwirtschaftlichen Betrieben entstandenen 
zusätzlichen Belastungen aus der Kreditkostenerhöhung 
auf Grund der Diskonterhöhung vom 5. März 1970 sind und 
ob es wegen der teuren Kredite und sonstiger stark gestie- 
gener Preise wie z. B. auf dem Bausektor überhaupt noch 
unter ökonomischen Maßstäben vertretbar ist, Investitio- 
nen im landwirtschaftlichen Betrieb vorzunehmen? 

12. Welche Auswirkungen haben nach Ansicht der Bundes- 
regierung die gegenwärtige Preisentwicklung auf dem Bau- 
sektor und die stark angestiegenen Kreditkosten auf das 
Volumen der Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- 
und Betriebsstruktur sowie des Küstenschutzes und welche 
Konsequenzen gedenkt sie daraus zu ziehen? 

13. Ist die Bundesregierung bereit anzuerkennen, daß die Land- 
und Forstwirtschaft neben ihren wirtschaftlichen Funktio- 
nen durch Sicherung der Besiedlung, Erhaltung der Land- 
schaft und Schutz der Umwelt auch wichtige gesellschafts- 
politische Aufgaben erfüllt und ist sie bereit, ihre agrar- 
politische Zielsetzung nach diesen Gesichtspunkten auszu- 
richten und hierbei die v/achsende Bedeutung der Zu- und 
Nebenerwerbsbetriebe angemessen zu berücksichtigen? 

14. Wie kann die Bundesregierung angesichts der allgemeinen 
wirtschaftlichen Entwicklung ihr angekündigtes Investi- 
tionshilfeprogramm, in dem die Beihilfen insgesamt (Zins- 
verbillgung + Investitionsbeihilfe) in ihrer Höhe geringer 
sind als in der Vergangenheit, als einen Fortschritt in der 
Strukturpolitik bezeichnen und 

a) ist der Bundesregierung bekannt, daß im Rahmen der 
gewerblichen Investitionsförderung nicht die Zinsver- 
billigung, sondern erst die Einführung hoher Investi- 
tionsbeihilfen den entscheidenden Anstoß zur Indu- 
strieansiedlung im ländlichen Raum ausgelöst hat und 

b) ist es angesichts der allgemeinen wirtschaftlichen Ent- 
wicklung nicht unverantwortlich, die Investitionsförde- 
rung für landwirtschaftliche Betriebe durch Fortfall der 
Investitionsbeihilfen zu kürzen, ohne zumindest eine 


3 



Drucksache VI/1145 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


gleichgewichtige Erhöhung des Zinsverbilligungssatzes 
vorzunehmen, obwohl die Landwirtschaft einen bisher 
einmaligen Strukturwandel zu bewältigen hat und die 
landwirtschaftlichen Betriebe unter ungleich schwierige- 
ren Ertragsverhältnissen und mit einem sehr viel nied- 
drigeren Kapitalbildungsvermögen wirtschaften müs- 
sen, als Betriebe in anderen Wirtschaftsbereichen? 

15. Wie steht die Bundesregierung zu eigentumsfeindlichen 
Äußerungen führender Sozialdemokraten und Freier Demo- 
kraten zu Fragen des Eigentums am Boden und an Produk- 
tionsmitteln? 

16. Wie und wann gedenkt die Bundesregierung die Maßnah- 
men der sozialen Sicherheit für die Landwirtschaft weiter 
auszubauen und wie sollen diese Maßnahmen insgesamt 
finanziert werden? 

a) Wann ist die Bundesregierung bereit, die Altershilfe für 
Landwirte unter Wiederherstellung der vollen Defizit- 
haftung des Bundes zu erhöhen und 

b) angemessene Leistungen der landwirtschaftlichen Un- 
fallversicherung durch eine gesetzliche Absicherung 
ausreichender Zuschüsse zu gewährleisten? 

c) Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die Einrich- 
tung einer Pflichtkrankenversicherung auf berufsstän- 
discher Ebene unter Berücksichtigung des Strukturwan- 
dels in der Landwirtschaft den Anforderungen an eine 
kostengünstige und leistungsgerechte Krankenversiche- 
rung der Landwirte entspricht? 

d) Ist die Bundesregierung wie die CDU/CSU-Fraktion der 
Ansicht, daß durch die vollständige Öffnung der RVO- 
Krankenkassen (Orts- und Landkrankenkassen) den 
Landwirten auf freiwilliger Basis ein ausreichender 
Krankenversicherungsschutz geboten werden kann? 

17. Warum hat die Bundesregierung nicht die Gelegenheit der 
Beratungen über die EWG-Verordnung für Spinnfasern 
dazu benutzt, eine EWG-Verordnung für Hopfen durchzu- 
setzen? 

18. Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um das Reinheitsgebot für Bier und die Beseitigung von 
Wettbewerbsverzerrungen bei der Bierherstellung (Er- 
stattungen für Mais) durchzusetzen? 


Bonn, den 15. September 1970 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Die Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 enthält die 
Aussage, daß sich die Landwirtschaft zu einem gleichrangigen 
Teil unserer modernen Volkswirtschaft entwickeln soll, „der an 
der allgemeinen Einkommens- und Wohlstandsentwicklung in 
vollem Umfang teilnimmt". 

Dagegen hat die Politik der Bundesregierung dazu geführt, daß 
sich die Preis-/Kostenschere zu Ungunsten der Landwirtschaft 
geöffnet hat. Diese Tatsache ist um so schwerwiegender zu be- 
urteilen, als die Landwirtschaft wegen der weitgehend staat- 
lich fixierten Agrarpreise Preissteigerungstendenzen bei Kosten 
und Löhnen nicht durch Anhebung der Erzeugerpreise für 
Agrarprodukte begegnen kann. Selbst gut strukturierte Betriebe 
geraten in Liquiditäts- und Rentabilitätsschwierigkeiten. 

Die CDU/CSU betrachtet die Agrarpreispolitik als wesentlichen 
Bestandteil landwirtschaftlicher Einkommenspolitik. Es erhebt 
sich die Frage, ob die derzeitige für die Landwirtschaft ungün- 
stige Preis-/Kostenentwicklung von der Bundesregierung beab- 
sichtigt ist, denn im Jahreswirtschaftsbericht 1970 hat die Bun- 
desregierung ausgeführt, daß „es für den Landwirt zweit- 
rangig sein dürfte, ob sich das wirtschafts- und sozialpo- 
litisch notwendige Einkommen aus überhöhten Preisen auf 
Kosten des Verbrauchers oder aus niedrigeren Preisen zu Lasten 
des öffentlichen Haushalts herleitet". Die Bundesregierung hat 
eine Reihe agrarpolitischer Maßnahmen angekündigt; zu deren 
Verwirklichung ist es unerläßlich, zukünftige Preise und Kosten 
zu kennen. Die Bundesregierung wird daher aufgefordert, ihre 
diesbezüglichen Vorstellungen darzulegen. . 

Im Rahmen der Gesamtausgaben der Verbraucher spielen die 
Ausgaben für die Ernährung, vor allem in einkommensschwä- 
cheren Schichten der Bevölkerung, eine bedeutende Rolle. Seit 
dem Amtsantritt der Bundesregierung sind die Preise für Nah- 
rungsmittel gestiegen, obwohl die Bundesregierung vorausge- 
sagt hatte, daß die Nahrungsmittelpreise sinken werden. Auch 
hierzu ist eine Stellungnahme der Bundesregierung unerläß- 
lich. 

Von hoher ökonomischer und gesellschaftspolitischer Bedeu- 
tung ist es zu wissen, ob die Bundesregierung beabsichtigt, das 
britische Agrarstützungssystem oder eine Variante hiervon 
auch für die deutsche Landwirtschaft im Rahmen der EWG ein- 
zuführen. 

Wechselkursänderungen in der EWG haben wegen der Bindung 
der Agrarpreise an die europäische Rechnimgseinheit zu erheb- 
lichen Benachteiligungen der deutschen Landwirtschaft geführt. 
Da die Bundesregierung in verschiedenen Äußerungen nicht 
ausgeschlossen hat, daß es möglicherweise wieder zu Wechsel- 
kursänderungen kommt, wird die Bundesregierung aufgefordert, 
die Frage zu beantworten, wie sie die deutsche Landwirtschaft 
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bei möglichen Wechselkursänderungen behandeln will und wie 
die Landwirtschaft in ein möglicherweise einzuführendes Sy- 
stem flexiblerer Wechselkurse einzuordnen ist. 

Die Beratungen der Bundesregierung zum Bundeshaushalt 1971 
sind abgeschlossen. Die Haushaltsansätze für die nationale 
Agrarpolitik steigen im Verhältnis zu anderen Bereichen außer- 
ordentlich wenig an, obwohl beträchtliche Ausgaben im Rahmen 
der Marktordnung eingespart werden können. Die Bundesregie- 
rung hat mit einer Flut propagandistischer Äußerungen agrar- 
politische Initiativen angekündigt. Konkret ist bisher von der 
Bundesregierung auf dem Gebiet der Agrarpolitik kaum etwas 
veranlaßt worden. Die Aussagen der Bundesregierung über ihr 
zukünftiges Handeln in der Agrarpolitik steht im Gegensatz 
zu der Ausgestaltung des Haushaltsvoranschlages für 1971. 
Dieser Widerspruch bedarf der Klärung, um festzustellen, wel- 
cher Wertschätzung sich die Landwirtschaft bei der Bundes- 
regierung tatsächlich erfreut. Gleichfalls ist es von besonderer 
Wichtigkeit zu erfahren, wie die Bundesregierung die Auswir- 
kungen der Kreditkostenerhöhungen und die Erhöhung der 
Baupreise in ihren Auswirkungen auf die Betriebs- und Agrar- 
struktur beurteilt. 

Das von der Bundesregierung der Öffentlichkeit vorgelegte In- 
vestitionsförderungsprogramrn stellt eine Abkehr von bewähr- 
ten früheren Maßnahmen dar. Daher wird die Bundesregierung 
gefragt, warum sie die Investitionsförderung auf eine völlig 
andere Basis zu stellen beabsichtigt. Im Strukturwandel der 
Landwirtschaft spielt die soziale Sicherung der ländlichen Be- 
völkerung eine ausschlaggebende Rolle. Die Bundesregierung 
hat verschiedentlich angekündigt, daß sie auf diesem Gebiet 
tätig werden wolle. Den gesetzgebenden Körperschaften sind 
bisher kaum entsprechende Anträge der Bundesregierung zur 
Entscheidung vorgelegt worden. 

Schließlich ist im Zusammenhang mit den gestellten Fragen zu 
Hopfen und Bier zu fragen, ob die Bundesregierung in Brüssel 
alle Möglichkeiten der Verhandlung für die deutsche Landwirt- 
schaft ausgeschöpft hat, oder ob sie sich von den anderen EWG- 
Partnern in den Verhandlungen nicht hat überspielen lassen? 


6 



